
 

  

Newsletter November 2018 

 

Liebe Leserinnen und Leser! 
 
Ehrenamtliches Engagement gilt als ein Motor für gesellschaftliches Leben und als ein Schlüssel für die 
Integration von schutzsuchenden Menschen. Die Zahl derjenigen Menschen, die sich ehrenamtlich in der 
Flüchtlingshilfe engagieren, war in den letzten Jahren stark angestiegen. Eine Untersuchung aus April 
2017, die im Auftrag des Bundesfamilienministeriums durchgeführt wurde, ergab, dass sich von 2014 bis 
2017 circa 55 Prozent der Gesamtbevölkerung in der Flüchtlingshilfe engagiert haben, Geld- und Sach-
spenderinnen eingeschlossen. Leider verzeichnen viele Organisationen und Initiativen in der Flüchtlings-
hilfe einen massiven Rückgang des freiwilligen bürgerschaftlichen Engagements.  
Doch gerade jetzt, in Zeiten politischer Hetze und rechtlicher Repressionen, bedarf es ehrenamtlichen 
Engagements in der Flüchtlingshilfe. Zum einen gilt es, auf kommunaler Ebene politisch für Verbesserun-
gen der Situation von Flüchtlingen einzutreten. Daneben ist ehrenamtliche Flüchtlingshilfe von existentiel-
ler Bedeutung und der Grundstein für eine gesicherte und gelingende Integration von schutzsuchenden 
Menschen. Ob bei der Unterstützung während der Wohnungssuche, der Beschaffung von Praktikums- und 
Arbeitsplätzen oder einfach nur durch die Teilnahme am gesellschaftlichen Leben, gibt es eine Vielzahl an 
Möglichkeiten um Flüchtlingen einen sicheren Start in ihr neues Leben zu ermöglichen.  
Um das ehrenamtliche Engagement von in der Flüchtlingshilfe aktiven Initiativen und Einzelpersonen in 
NRW zu ehren und diese in ihrer Arbeit zu stärken, verleiht der Flüchtlingsrat NRW zum zweiten Mal sei-
nen Ehrenamtspreis. Die Verleihung des Ehrenamtspreises 2018 wird vorgenommen:  
am 17. November 2018 von 15 bis 19.30 Uhr im Kulturzentrum Zeche Carl, Wilhelm-Nieswandt-Allee 
100, 45326 Essen (Altenessen).  

Wir laden herzlich zur Teilnahme ein!  
Es sind noch wenige Plätze frei. Um eine Anmeldung an aktionen.at.frnrw.de wird gebeten, da die 
Teilnehmerzahl begrenzt ist. 
 

Programmheft Ehrenamtspreis 

 
In diesem Newsletter erscheint der zweite Teil des Berichtes über die aktuelle Situation an Europas Au-
ßengrenzen am Beispiel der Flussgrenze des Evros zwischen Türkei und Griechenland und dem neuen 
Hauptankunftsland Spanien. Außerdem berichten wir über die steigende Zahl der Sammelabschiebungen 
bei Dublin-Überstellungen. Weiter befassen wir uns mit den Grenzkontrollen in Bayern sowie mit dem 
Kirchenasyl und der Auswertung von Handydaten bei Asylantragsstellerinnen. 
 
Wenn Ihr einen Artikel in diesem Newsletter kommentieren, kritisieren oder loben wollt, schreibt einfach 
eine E-Mail an die Adresse initiativen@frnrw.de. Unter www.frnrw.de könnt Ihr Euch für den Newsletter 
an- oder abmelden. 
 
 
 
 

https://www.bmfsfj.de/blob/122010/d35ec9bf4a940ea49283485db4625aaf/engagement-in-der-fluechlingshilfe-data.pdf#page=6
https://www.bmfsfj.de/blob/122010/d35ec9bf4a940ea49283485db4625aaf/engagement-in-der-fluechlingshilfe-data.pdf#page=6
https://www.frnrw.de/in-eigener-sache/artikel/f/r/einladung-zum-diesjaehrigen-ehrenamtspreis.html
mailto:aktionen@frnrw.de
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Ehrenamtliche/2018_Ehrenamtspreis-1.pdf
mailto:initiativen@frnrw.de
http://www.frnrw.de/aktuell/newsletter-schnellinfo.html
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Flüchtlingssituation an den Außengrenzen Griechenlands und Spanien   
 
Die Zahl der Flüchtlinge, die Europa über das östliche Mittelmeer erreichen, ist deutlich gesunken. Nach-
dem 2015 noch mehr als 800.000 Menschen das Mittelmeer von der Türkei nach Griechenland überquer-
ten, sind es nach Angaben der IOM vom 26.10.2018 in diesem Jahr bislang knapp 26.000 Menschen (IOM 
berichtete). Ein wesentlicher Grund für den Rückgang ist das Abkommen zwischen der EU und der Türkei 
zur Eindämmung der Flüchtlingszahlen von 2016. Die Wege der schutzsuchenden Menschen haben sich 
seitdem verlagert.  
Der etwa 50 Meter breite Fluss Evros bildet die natürliche Grenzen zwischen der Türkei und Griechenland. 
Nach 5.700 Menschen im Jahr 2017 sind in diesem Jahr bereits 13.000 Menschen über den Fluss Evros in 
die EU gelangt, wie die TAZ am 15.10.2018 berichtete. Mindestens acht Flüchtlinge kamen in diesem Jahr 
bei der Überquerung des Flusses ums Leben (IOM vom 03.09.2018). Auch nach dem Erreichen des griechi-
schen Festlandes sind Flüchtlinge noch nicht in Sicherheit. Die TAZ berichtete am 15.10.2018, dass es 
beim Weitertransport der Menschen mit dem Auto in die nächste Hafenstadt zu zahlreichen Verkehrsun-
fällen mit Verletzten und Toten komme, weil die von den Schleuserinnen eingesetzten Fahrerinnen stark 
übermüdet oder gar minderjährig und daher ohne jegliche Fahrpraxis seien. Berichten der TAZ zufolge sei 
mittlerweile auch Nordgriechenland auf die steigende Zahl der Neuankömmlinge nicht ausreichend vor-
bereitet. Auch auf dem griechischen Festland treffen die Flüchtlinge auf „überstrapazierte Kapazitäten“, 
wie ein Sprecher des UNHCR in der TAZ berichtete. 
Weiter westlich hat sich die Fluchtroute ebenfalls verlagert. Seitdem Italien seine Häfen für Schiffe mit 
Flüchtlingen gesperrt hat, versuchen immer mehr Menschen über Spanien in die EU zu gelangen. Spanien 
hat Italien mittlerweile als Hauptankunftsland abgelöst. So gelangten in diesem Jahr über 22.000 Men-
schen über den Seeweg nach Italien, nach Spanien bereits mehr als 47.000 Menschen (IOM 02.11.2018). 
Von Nordafrika aus, meistens aus Marokko, begeben sich auch hier die Menschen in eine lebensgefährli-
che Situation. Vor der spanischen Küste sind in diesem Jahr 564 Todesfälle verzeichnet worden. Zusätzlich 
sind auf dem Seeweg nach Italien, trotz deutlich geringerer Ankünfte, bereits 1.267 Menschen ums Leben 
gekommen (IOM 02.11.2018).  
Insgesamt erreichten in diesem Jahr etwa 98.000 Menschen Europa über den Seeweg. Etwa 2.000 Men-
schen sind im gleichen Zeitraum im Mittelmeer ertrunken oder werden vermisst (Stand 02.11.2018 IOM).  
 

TAZ - Flucht über griechischen Fluss Evros (15.10.2018) 
 
 
 

Zahl der Dublin-Sammelabschiebungen nimmt weiter zu – immer häufiger kommt es zu 
Polizeigewalt 
 
Die Zahl der Dublin-Sammelrückführungen per Charterflug ist in diesem Jahr stark gestiegen. Waren es 
2016 noch insgesamt 26 Menschen auf zwei Flügen und 2017  153 Menschen auf sieben Flügen und, so 
wurden zwischen Januar und Juli 2018 bereits 485 Menschen auf 17 Flügen in andere EU-Staaten über-
stellt. Dies geht aus einer Antwort der Bundesregierung vom 12.10.2018 auf eine Kleine Anfrage der Lin-
ken hervor. In einer Stellungnahme vom 18.10.2018 erklärte Ulla Jelpke (Die Linke), dass „deutsche Be-
hörden bei Dublin-Überstellungen in andere EU-Staaten zunehmend auf Sammelabschiebungen per Char-
ter-Flug setzen. Denn dort gibt es im Unterschied zu Linienflügen keine Zeugen, die bei Polizeigewalt ein-
schreiten und Abschiebungen stoppen könnten“. Der Antwort der Bundesregierung vom 05.09.2018 auf 
eine Kleine Anfrage der Linken ist zu entnehmen, dass insgesamt im ersten Halbjahr 2018 4.922 Men-
schen durch Sammelabschiebungen und Linienflug-Abschiebungen in andere EU-Staaten überstellt wor-
den sind.  
Über die Praxis bei einer Dublin-Sammelabschiebung berichtete der Flüchtlingsrat Berlin am 22.10.2018 in 
einer Pressemitteilung. Demnach seien am 06. Juni 2018 im Rahmen einer Sammelabschiebung von 90 
Menschen von Berlin nach Madrid einige Schutzbedürftige gefesselt worden. Außerdem sei es zu gewalt-
samen Familientrennungen sowie Schlägen durch die Polizei gekommen. Einem Mann mit Behinderung 

https://www.iom.int/news/mediterranean-migrant-arrivals-reach-95909-2018-deaths-reach-1969
https://www.iom.int/news/mediterranean-migrant-arrivals-reach-95909-2018-deaths-reach-1969
https://www.iom.int/news/mediterranean-migrant-arrivals-reach-10949-2018-deaths-reach-442
https://www.iom.int/news/un-migration-agency-estimates-3114-deaths-migration-worldwide-2018
https://www.iom.int/news/un-migration-agency-estimates-3114-deaths-migration-worldwide-2018
http://www.taz.de/Flucht-ueber-griechischen-Fluss-Evros/!5540603/
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/19/049/1904960.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/19/049/1904960.pdf
https://www.ulla-jelpke.de/2018/10/deutschland-setzt-dublin-abschiebungen-mit-brachialer-gewalt-durch/
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/19/041/1904152.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/19/041/1904152.pdf
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seien sedierende Medikamente verabreicht worden. Die Abschiebung wurde von 49 Bundespolizistinnen 
sowie vier von der Berliner Ausländerbehörde beauftragten Ärztinnen und Sanitäterinnen begleitet. In 
einer Antwort auf eine Anfrage der Berliner Abgeordneten Bettina Jarasch bestätigte der Berliner Senat 
teilweise die Vorwürfe und räumte ein, dass es zur „Ausübung unmittelbaren Zwangs“ gekommen sei.  
 

Flüchtlingsrat Berlin - Horror-Sammelabschiebung unter Federführung Berlins 
 
Antwort des Innensenators auf Anfrage der Grünen „Menschenwürdige Behandlung bei Abschiebun-
gen“ (11.10.2018) 
 
 
 

Aktuelles zu den Grenzkontrollen an der deutsch-österreichischen Grenze 
 
An drei Grenzübergängen zwischen Deutschland und Österreich finden seit September 2015 wieder 
Grenzkontrollen statt. Bis August 2018 seien bereits mehr als 3.800 Menschen zurückgewiesen worden, 
berichtete das MIGAZIN am 15.10.2018. Nun habe Bundesinnenminister Horst Seehofer (CSU) eine Ver-
längerung der Grenzkontrollen aus „migrations- und sicherheitspolitischen Gründen“ von weiteren sechs 
Monaten angeordnet, so das MIGAZIN vom 15.10.2018. Die eigens für den Grenzschutz installierte bayeri-
sche Grenzpolizei „sei ein wichtiges Zeichen, dass Bayern seine Grenzen selbst besser schützen kann“, 
sagte Ministerpräsident Markus Söder (CSU) gegenüber dem MIGAZIN am 23.10.2018. 
Ein jetzt veröffentlichtes Gutachten, welches von der Grünen-Bundestagsfraktion in Auftrag gegeben 
wurde, kommt zu dem Ergebnis, dass der Einsatz der bayerischen Landespolizei zur Kontrolle an der 
deutsch-österreichischen Grenze verfassungswidrig ist. Laut Gutachten untergrabe die „bayerische 
Grenzpolizei mit den ihr parallel zur Bundespolizei zugewiesenen Aufgaben und Befugnissen (…) die föde-
rale Kompetenzverteilung im Bereich des Grenzschutzes“, die Gesetzgebungskompetenz für das materiel-
le Grenzschutzrecht liege ausschließlich beim Bund.  
In einem Brief vom 22.10.2018 forderte die Grünen-Fraktionsvorsitzende Katrin Göring-Eckhard Bundes-
innenminister Horst Seehofer dazu auf, sich an die verfassungsrechtlichen Vorgaben zu halten und das 
Zusammenwirken der Bundespolizei mit dem bayerischen Grenzschutz zu unterbinden.  
Auch PRO ASYL äußerte sich in einer Pressemitteilung vom 23.10.2018 zu den Zurückweisungen an der 
deutsch-österreichischen Grenze. Seit einem Beschluss des Koalitionsausschusses vom 05.07.2018 können 
Flüchtlinge, die bereits einen Asylantrag in einem EU-Mitgliedsstaat gestellt haben und an der deutsch-
österreichischen Grenze aufgegriffen werden, unter Umständen direkt in das für sie zuständige Land zu-
rückgewiesen werden. Entsprechende Maßnahmen der Bundespolizei seien ohne vorausgehende Prüfung 
durch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge sowie die effektive Möglichkeit, Rechtsmittel gegen 
dessen Entscheidungen einzulegen, rechtswidrig. Außerdem sei zu prüfen, ob im zu überstellenden Staat 
eine unmenschliche oder erniedrigende Behandlung drohe. Die Vielzahl der Entscheidungen deutscher 
Gerichte, eine Überstellung beispielsweise nach Griechenland oder Italien zu stoppen, da dort unmensch-
liche bzw. erniedrigende Verhältnisse drohen, bestätige die Forderungen nach der Gewährleistung des im 
Grundgesetz verankerten Rechtsschutzgebots, so PRO ASYL vom 23.10.2018. 
 

Brief von Katrin Göring-Eckardt an den Bundesinnenminister Horst Seehofer 
 
Rechtsgutachten zur Vereinbarkeit der landesgesetzlichen Regeln über die bayerische Grenzpolizei mit 
dem Grundgesetz 
 
MIGAZIN - Rechtsgutachten hält bayerische Grenzpolizei für verfassungswidrig (23.10.2018) 
 
MIGAZIN - Seehofer ordnet Verlängerung von Grenzkontrollen an (15.10.2018) 
 
PRO ASYL – Presseerklärung: Illegale Zurückweisung an deutscher Grenze durch Bundespolizei 

http://fluechtlingsrat-berlin.de/presseerklaerung/horror-sammelabschiebung-unter-federfuehrung-berlins/
http://pardok.parlament-berlin.de/starweb/adis/citat/VT/18/SchrAnfr/S18-16508.pdf
http://pardok.parlament-berlin.de/starweb/adis/citat/VT/18/SchrAnfr/S18-16508.pdf
http://www.migazin.de/2018/10/23/grenzschutz-rechtsgutachten-grenzpolizei-verfassungswidrig/
https://www.gruene-bundestag.de/fileadmin/media/gruenebundestag_de/themen_az/innenpolitik/01-PDF/181019_Rechtsgutachten_Grenzpolizei_Brief_BMI.pdf
https://www.gruene-bundestag.de/fileadmin/media/gruenebundestag_de/themen_az/innenpolitik/01-PDF/181019_Gutachten_bay_Grenzpolizei_Kingreen_Sch%C3%B6nberger.pdf
https://www.gruene-bundestag.de/fileadmin/media/gruenebundestag_de/themen_az/innenpolitik/01-PDF/181019_Gutachten_bay_Grenzpolizei_Kingreen_Sch%C3%B6nberger.pdf
http://www.migazin.de/2018/10/23/grenzschutz-rechtsgutachten-grenzpolizei-verfassungswidrig/
http://www.migazin.de/2018/10/15/migrationspolitische-gruende-seehofer-verlaengerung-grenzkontrollen/
http://go.proasyl.de/nl/o56x/lng33.html?m=AM4AABvvTE4AAcSAZUIAAGTbamoAAAAAEhMAFqrwAAS0dQBbzt2kQUzb3x7USJi4AiRL45wgkwAEgik&b=d1312193&e=c88c18b7&x=qtaxTt9v_abdghBQHE0e9bWgAS3BZBspy5fAeQXqjzk
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Menschen im Kirchenasyl gelten nicht als „flüchtig“ 
 
Flüchtlinge, die sich im Kirchenasyl befinden, gelten nach einem Beschluss des Verwaltungsgerichts Trier 
vom 16.10.2018 (AZ 7 L 5184/18.TR) nicht grundsätzlich als „flüchtig“. Es folgte damit dem Beschluss des 
Verwaltungsgerichtshofs München vom 16.05.2018.  
Das VG Trier entschied zugunsten von sechs Sudanesen, die gegen ihre Überstellung nach Italien geklagt 
hatten. Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) hatte den im Kirchenasyl befindlichen Män-
nern Flüchtigkeit unterstellt und war daraufhin von einer Verlängerung der Frist zur Rücküberstellung von 
sechs auf 18 Monate ausgegangen. Dieser Auffassung widersprach das VG Trier mit der Begründung, dass 
den Behörden der Aufenthaltsort der Männer bekannt gewesen und Art. 29 Abs. 2 S. 2 Dublin-III-VO zur 
Verlängerung der Frist damit nicht anwendbar sei. Durch den Ablauf der Sechs-Monats-Frist sei Deutsch-

land nun für die Durchführung des Asylverfahrens zuständig. 
Die Innenministerkonferenz der Länder (IMK) beschloss im Juni 2018 mit Gel-

tung zum 01.08.2018 Verschärfungen für Dublin-Fälle im Kirchenasyl. In zahl-
reichen Fallkonstellationen wird die Überstellungsfrist nach der Dublin III-
Verordnung für Menschen im Kirchenasyl nun um ein Jahr und damit auf 
insgesamt 18 Monate, verlängert. Weitere Informationen hierzu bietet die 
Ökumenische Bundesarbeitsgemeinschaft Asyl in der Kirche vom 
01.08.2018.  
Zum Stand 02.10.2018 befanden sich 237 Menschen in NRW in 167 

Kirchenasylen, darunter waren 160 Dublin-Fälle verzeichnet, wie das Öku-
menische Netzwerk Asyl in der Kirche auf Anfrage mitteilte. In den letzten 12 

Monaten wurden 139 Kirchenasyle beendet, davon 128 (92%) erfolgreich. In 
mindestens 266 Fällen wurden Dossiers beim BAMF eingereicht, bislang 45 positiv 

entschieden, 68 abgelehnt und in 86 Fällen der Selbsteintritt nach Ablauf der Überstellungsfrist erklärt.  
 

WA - Mehr Fälle von Kirchenasyl in NRW (17.03.2018) 
 
Verwaltungsgericht Trier Beschluss vom 16.10.2018 
 
Verwaltungsgerichtshof München Beschluss vom 16.05.2018 
 
Ökumenische Bundesarbeitsgemeinschaft Asyl in der Kirche   
 
Lesenswert: Kirchenasyl: solidarische Praxis oder staatlicher Gnadenerweis? 
 
 
 

Identitätsfeststellung durch Auswertung von Handydaten selten von Nutzen  
 
Seit 2017 werden durch das BAMF Datenträger von Asylsuchenden ausgewertet. Bei der Datenauslesung 
soll geprüft werden, in welche Länder und in welchen Sprachen die Asylsuchenden kommunizieren und in 
welchen Ländern sich die eingerichteten Kontakte befinden. Außerdem soll ausgelesen werden, in wel-
chen Ländern Browser aufgerufen wurden und welche Geodaten der Datenträger enthält. Dies geht aus 
der Antwort der Bundesregierung vom 12.10.2018 auf eine Kleine Anfrage der Linksfraktion hervor.  
Die Antwort liefert auch Zahlen zur Datenauswertung für den Zeitraum Januar bis Juli 2018. Es wurden 
insgesamt 6 983 Datenträger von Erstantragsstellerinnen ohne Pass/Passersatz ab 14 Jahren ausgelesen, 
von denen bei ca. 34 Prozent die Identität bestätigt wurde. Bei ca. 64 Prozent der Auswertungen konnten 
keine verwertbaren Erkenntnisse gewonnen werden. Bei zwei Prozent der Asylsuchenden, bei denen 
durch das BAMF Datenträger ausgewertet wurden, ergab sich eine andere Identität als angegeben. Die 
Fragestellerinnen sehen die Auslesung der Handydaten als einen schweren Eingriff in das Recht auf infor-
melle Selbstbestimmung und kritisieren die Verhältnismäßigkeit dieses Vorgehens.   

https://www.kirchenasyl.de/?portfolio=neuigkeiten-in-der-handhabung-von-kirchenasyl
https://www.kirchenasyl.de/?portfolio=neuigkeiten-in-der-handhabung-von-kirchenasyl
https://www.kirchenasyl.de/?portfolio=neuigkeiten-in-der-handhabung-von-kirchenasyl
https://www.wa.de/nordrhein-westfalen/mehr-faelle-kirchenasyl-ausgang-meist-positiv-9703244.html
https://vgtr.justiz.rlp.de/fileadmin/justiz/Gerichte/Fachgerichte/Verwaltungsgerichte/Trier/Dokumente/Entscheidungen/7_L_5184-18_TR_Beschluss_vom_16-10-2018.pdf
https://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/dokumente/26421.pdf
https://www.kirchenasyl.de/
https://www.feinschwarz.net/kirchenasyl-solidarische-praxis-oder-staatlicher-gnadenerweis/
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/049/1904961.pdf
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Termine  
09.11.2018 Bochum Vortrag „Von AfD bis Pegida- die neue rechte Mitte in Deutschland“, 18:00 Uhr, 

Ort: BVZ Bochum, Raum 1012, Referent: Andreas Speit, Sozialökonom, Journalist und Buch-
autor 

09.11.-10.11.2018 Wuppertal Praxistagung „Vielfalt achten! – Wege einer gemeinsamen Integrati-
onsarbeit mit und für Geflüchtete. Chancen und Barrieren für Haupt- und Ehrenamt“, Ort: 
VillaMedia Gastronomie GmbH, Viehhofstr 123, Wuppertal, Veranstalter: LaKI NRW und 
Institut für Kirche und Gesellschaft. Weitere Informationen unter 
www.kircheundgesellschaft.de. 

12.11.2018 Haltern am See Seminar: „Selbstfürsorge in der ehrenamtlichen Arbeit mit Flüchtlin-
gen“, 17:00-20:00 Uhr, Ort: Pfarrheim, Gildenstraße 22, 45721 Haltern am See. Anmeldung 
bei Thea Jacobs unter Ehrenamt1@frnrw.de. Weitere Informationen unter www.frnrw.de. 

12.11.2018 Iserlohn Vortrag „Vier Jahre nach der „Flut“ – die Debatte um Flüchtlinge in Deutsch-
land“, Referentin: Birgit Naujoks, Geschäftsführerin Flüchtlingsrat NRW, 19:00-21:00 Uhr, 
AWO, Peterstraße 15, Iserlohn 

12.11.2018 Düsseldorf Workshop: „Wenn geflüchtete Menschen gehen (müssen)“, 18:00 bis 21:00 
Uhr, Ort: Caritasverband Düsseldorf e. V. Soziales Zentrum, Leopoldstraße 30, Konferenz-
raum 4. Etage, Weitere Informationen unter Sarah.Pulm@caritas-duesseldorf.de. 

12.11.2018 Wuppertal Filmpremiere »Perspektive Heimat« – Ein Dokumentarfilm über die Folgen 
von Abschiebungen, 19:00-22:00 Uhr, Ort: Rex Filmtheater Wuppertal (Kipdorf 29).  

15.11.2018 Düsseldorf Wenn geflüchtete Menschen gehen (müssen), 18:00-21:00 Uhr, Ort: Caritas-
verband Düsseldorf e. V. Soziales Zentrum, Leopoldstraße 30, Konferenzraum 4. Etage. 

17.11.2018 Köln Workshop "Nutze dein Recht!" des LSVD-Projekts Queer Refugees Deutschland, 
Zeit: 13.00-17:00. Ort: Köln. Weitere Informationen unter https://schwules-netzwerk.de/. 

17.11.2018 Essen Ehrenamtspreis 2018 des Flüchtlingsrates NRW e.V., 15:00 bis 19:30 Uhr, Ort: Kul-
turzentrum Zeche Carl, Wilhelm-Nieswandt-Allee 100, 45326 Essen (Altenessen), Anmel-
dungen für die Teilnahme bis 31.10.2018 unter aktionen[at]frnrw.de. Weitere Informatio-
nen beim Flüchtlingsrat NRW. 

19.11.2018 Sprockhövel Was vom Willkommen übrig blieb... ? - Aktuelle Flüchtlingspolitik, Referen-
tin: Birgit Naujoks, Geschäftsführerin Flüchtlingsrat NRW, 17:00-19:00 Uhr, Ort: Rathaus 
Sprockhövel-Haßlinghausen, Rathausplatz 4, 45549 Sprockhövel. Anmeldungen bitte an: 
petra.backhoff@caritas-en.de. 

22.11-23.11.2018 Essen Workshop „Was tun bei häuslicher Gewalt gegen geflüchtete Frauen?“ Ver-
anstaltung der Akademie der autonomen Frauenberatungsstellen NRW, Do 22.11 10:00 – Fr 
23.11 2018 17:00, Ort: Beginenhof, Goethestr. 63 – 65, Essen. Weitere Informationen und 
Anmeldung unter Frauenberatungsstelle NRW. 

24.11.2018 Düsseldorf Tagesveranstaltung zum Thema „Nachhaltigkeit von Integration durch 
Musik“, 10:00-17:00 Uhr, Ort: Bach-Saal, Johanneskirche Stadtkirche Düsseldorf. Anmeldung  
unter s.hoch@lmr-nrw.de. 

24.11.2018 Siegen Entwicklung einer Engagementstruktur in NRW, 10:30-16:00 Uhr, Ort: Kongress-
zentrum der Siegerlandhalle, Koblenzer Str. 151, 57072 Siegen, Anmeldung hier. 

28.11.2018 Köln Fachtag: „Auf verlorenem Posten? Unterstützung von Betroffenen rassistischer 
Gewalt – Herausforderungen und Handlungsmöglichkeiten in der Praxis“ des Projektes 
re:act der Opferberatung Rheinland in Kooperation mit FORENA, ab 09:00 Uhr, Ort: Alte 

http://www.kircheundgesellschaft.de/fileadmin/Dateien/Das_Institut/FMI_Engagiert-in-Vielfalt/09.10.11.2018_-_SaveTheDate_-_LaKI_und_IKG.pdf
mailto:Ehrenamt1@frnrw.de
http://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/artikel/f/r/05112018-schloss-holte-stukenbrock-argumentieren-gegen-stammtischparolen.html
mailto:Sarah.Pulm@caritas-duesseldorf.de
https://schwules-netzwerk.de/
mailto:aktionen@frnrw.de
https://www.frnrw.de/in-eigener-sache/artikel/f/r/ehrenamtspreis-2018.html
mailto:petra.backhoff@caritas-en.de
https://www.frauenberatungsstellen-nrw.de/node/172
mailto:s.hoch@lmr-nrw.de
https://www.google.com/url?q=https%3A%2F%2Fwww.land.nrw%2Fde%2Fengagement-anmeldung&sa=D&ust=1540823865302000&usg=AFQjCNFtPTBFUM18DL_A4oiWpIoq-1-iLA
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Feuerwache Köln, Melchiorstraße 3, 50670 Köln, Anmeldungen unter fach-
tag@opferberatung-rheinland.de bis 15.11.2018, Flyer der Veranstaltung. 

30.11.-02.12.2018 Düsseldorf Helfer_innenseminar "Die eigene ehrenamtliche Flüchtlingsarbeit und 
die Perspektiven der Integration von Geflüchteten in die Gesellschaft", Seminar der Fried-
rich Ebert Stiftung, Ort: Hotel Lessing, Volksgartenstraße 6, 40227 Düsseldorf. 

30.11.-02.12.2018 Bonn Seminar Dem rechten Netzwerk entschlossen begegnen - Ideenwerkstatt 
zur Entwicklung der Zivilgesellschaft, Ort: CJD Tagungs- und Gästehaus Bonn Castell, 
Graurheindorfer Str. 149, 53117 Bonn. Nähere Informationen und Anmeldung hier. 

06.12.2018 Oberhausen Werkstattgespräche zur Arbeitsmarktintegration geflüchteter Frauen, 
10:00 bis 15:00 Uhr, Ort: Büro für Chancengleichheit, Schwartzstraße 73, 46045 Oberhau-
sen, EG Raum 21. Anmeldungen unter gleichstellungsstelle@oberhausen.de.  

07.12.-09.12.2018 Schwerte / Ruhr Asylpolitisches Forum 2018, Ort: Ev. Tagungsstätte Haus Villigst. 
Nähere Informationen und Anmeldung finden Sie hier. 

12.12.2018 Halle (Westf) Argumentationen gegen Stammtischparolen, 17:30-20:30 Uhr, Ort:  Ge-
samtschule Halle Westfalen, Wasserwerkstraße 1, 33790 Halle (Westfalen). Anmeldung bei 
Annalisa Mattei unter Ehrenamt2@frnrw.de. Weitere Informationen unter www.frnrw.de 

 
 
Weitere Terminhinweise, flüchtlingspolitische Nachrichten und Informationen über unsere Arbeit findet Ihr 

auf unserer Homepage www.frnrw.de und auf unserer Facebook-Seite 

http://www.facebook.com/FluechtlingsratNRW. 

 

* Der Vorstand des Flüchtlingsrats NRW hat beschlossen, künftig in allen Publikationen des Vereins das generische Femini-

num zu verwenden. Das bedeutet, dass wir in Fällen, in denen das biologische Geschlecht der bezeichneten Personen oder 

Personengruppen nicht feststeht oder keine für das Verständnis der Aussage relevante Bedeutung hat, ausschließlich die 

weibliche Bezeichnung verwenden.  

 

Flüchtlingsrat NRW e.V. – Wittener Straße 201 – 44803 Bochum 

www.frnrw.de 

V.i.S.d.P.: Birgit Naujoks, c/o Flüchtlingsrat NRW e.V., Wittener Straße 201, 44803 Bochum 

mailto:fachtag@opferberatung-rheinland.de
mailto:fachtag@opferberatung-rheinland.de
https://www.opferberatung-rheinland.de/fileadmin/user_upload/pdf/Flyer_Fachtag_React.pdf
https://www.fes.de/landesbuero-nrw/artikelseite-landesbuero-nrw/dem-rechten-netzwerk-entschlossen-begegenen-ideenwerkstatt-zur-entwicklung-der-zivilgesellschaft/
mailto:gleichstellungsstelle@oberhausen.de
http://www.kircheundgesellschaft.de/veranstaltungen/einzelansicht/?tx_events_pi1%5Bevent%5D=1823
mailto:Ehrenamt2@frnrw.de
http://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/artikel/f/r/05112018-schloss-holte-stukenbrock-argumentieren-gegen-stammtischparolen.html
http://www.frnrw.de/
http://www.facebook.com/FluechtlingsratNRW
http://www.frnrw.de/

